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Die 

Wahlmänner der Stadt Pofen 

find am 4, 5., 6. und 7. Mai in ihrer Mehrzahl zu Beraz 

thungen über die von ihnen zu löſende Aufgabe sufammengez 

treten. In der erſten Verſammlung hatten ſie am Schluſſe 

einer längeren Erörterung eine Anzahl Männer namhaft ge- 

macht, welche die öffentliche Stimme zu Abgeordneten bezeichnete. 

In der zweiten noch zahlreicheren Verſammlung war dem- 

nächſt nach Beſprechung der allgemeinen Gefichtapuntte, dutch 

Abſtimmung mit Stimmzetteln der Herr Juſtizrath Neumann 

als derjenige bezeihnet worden, welcher zum Abgeordneten ſich 

ganz beſonders eigne und es hatten außerdem die Herren Se- 

ger, Kanak, Wendlandt, die meiſten Stimmen bei dem 

Vorſchlage zum Erfagmanne erhalten. Zugleich wurde beſchloſ- 

ſen: die genannten Herren zu der am 6. abzuhaltenden Ver- 

ſammlung einzuladen, um ihnen Gelegenheit zu geben, ſich 

über ihre politiſchen Anſichten im Kreiſe der Wahlmänner offen 

auszuſprehen. Schon früher jedoch hatte unſer Mithürger 

Kaaß im Einverſtändniß mit ſeinen Glaubensgenoſſen dahin 

zu wirken geſucht, daß jede ihn etwa treffende Wahl zeitig ab- 

“gelenkt würde. Er erſchien deshalb auch in der dritten Ver- 

ſammlung der Wahlmänner nicht. Dieſe haben nun in gro- 

ßer Anzahl das Zartgefühl, welches ihre Mitbürger moſaiſchen 

Glaubens bei dieſen Beſtrebungen leitete, zwar anerkennen müſ- 

ſen, aber auch ihr Bedauern über den Erfolg A Beſtrebun- 
* 
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gen nicht unterdrücken. können. In der dritten Verſammlung 

nun wurde Herr Suftisrath Neumann eingeführt und ſprach 

fit über ſeine Geſinnungen und ſeine politiſchen Anſichten in 

einer Weiſe aus, die Geiſt und Herz der Anweſenden auf das 

Tiefſte duthdrang. Da nun die Meiſten in ſeinem Bekennt- 

wig den Ausdru> ihrer innerſten Ueberzeugung zu finden ſchie- 

nen und auch der darauf ſprechende Herr Land- und Stadt- 

gerichts -Direktor Seger reichen Beifall erntete, fv fühlte ſich 

der Unterzeichnete bewogen, an die Verſammlung den Antrag 

zu richten, : 

„daß die von dex beiden genannten Herren abgelegten po- 

litiſchen Glaubensbefkenntniſſe für unſere Auftraggeber die 

NUrwähler Hieſiger Stadt dem Drude übergeben und in 

5000 Gremplaren unter dieſelben vertheilt würden. 

Dieſer Antrag wurde einſtimmig und mit Genehmigung der 

beiden Redner zum Beſchluß erhoben. Im weiteren Verlaufe 

Fprachen noc< mehrere Herren über ihre politiſchen Anſichten, 

wie dies auch in der lezten am 7. Mai abgehaltenen Verſamm- 

lung gefdah. Dieſe Verſammlung war die mindeſt zahlreiche, 

Und nur etwa von der Hälfte der Wahlmänner beſucht. Bez 

fondern Anklang fand an dieſem Tage ein Vortrag des Herrn 

Aſſeſſox Welft, der ſeine Auffaſſung unſerex politiſchen Zu- 

ſtände gewandt und klar darlegte. 

Indem nun der Unterzeichnete ſich der angenehmen Pflicht 

unterzieht, den Beſchluß der dritten Wahlmännerverſammlung 

in Ausführung zu bringen, hegt er die Ueberzeugung, wie ſie 

auch im Sinne jener Verſammlung lag, daß die Veröffentli- 

chung der nachfolgenden politijchen Glaubensbekenntniſſe dazu 

dienen wird, auf das politiſche Bewußtſein vieler unſerer Mit- 
Blirger günſtig einzuwirken und das Vertrauen zu ihren Ab- 

geordneten in noch erhöhtem Maße zu weden und. zu kräftigen. 

Dr. R. $epfe. 

>
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Vorbemerkung. 
Am Gten b. M. von einigen der Herren Wahlmänner Renal 

tigt, daß id) unter der Zahl dev zur Vertretung der Stadt Poſen bei 

der conſtituirenden Verſammlung zu Berlin Geeigneten genannt wox- 

den ſei, und aufgefordert in der Vorverſammlung der Herren Wahl- 

männer meine politiſche Ueberzeugung kund zu geben, überdachte 

id) im Voraus nur diejenigen Punkte, welche ich überhaupt beſprechen 

wollte, ohne meine Rede in ihrer organiſchen Gliederung , noch weni- 

ger aber in ihrer Faſſung vorzubereiten. Hierzu nöthigte mich theils 

der Drang des Augenblicks , theils leitete mich das Bewußtſein, daß 

die Richtung meiner politiſchen Ueberzeugung ſchon ſeit Jahren in 

mir Wurzel geſchlagen, vaß ich alſo über die Tendenz meines Vor- 

trages bei keinem Punkt im Unklaren ſein werde. Meine Rede war 

daher im Weſentlichen die Eingebung. des Moments; zu vem wußte 

ih, daß die größte Zahl der Herren Wahlmärner in“ der nächſten 

Stunde zu einem anderen Geſchäft berufen war; ich hielt mich daher 

für verpflichtet, nur meine Ueberzeugungen poſitiv zur. allgemeinen 

Kunde Hinguftellen, ohne mich in die Widerlegung entgegengeſekter 

Anſichten einzulaſſen. 

Als ich nach dem Schluß der Rede von den Herren Wahlmännern 

aufgefordert wurde, dieſe Behufs des Druckes ſchriftlich aufzuſeßen, 

damit ſie den Urwählern , falls die Wahl auf mich fallen ſollte, zu 

deren Rechtfertigung mitgetheilt werden könne, fühlte ich wohl die 

Unzulänglichkeit der geſprochenen Worte, das viele Unbedeutende und 

Rhapſodiſche meines Vortrages, das nur als mündliche vorübergehende 

Anſprache , nicht aber als fixirtes gedrucktes Wort ſeine Berechtigung 

hatte. Da man aber eine getreue Wiedergabe verlangte, ſo habe ich 

die Rede ſo aufgeſchrieben, wie ich ſie gehalten habe, wobei ich für 

die Gedanfenfolge, im Weſentlichen auch für die Ausdrüsweiſe, da- 

gegen nicht für jedes Wort einſtehen kann. Auffallen wird es vielleicht, 

daß ich der ſo aufgeregten Verhältniſſe in der hieſigen Provinz und 

meiner Stellung zu denſelben gar nicht erwähnt habe. Dieſe Unter- 

laſſung geſchah nicht abſichtlich ; durch die Umſtände, nicht ourd mein 

Zuthun, iſt der Standpunkt, den ich in dieſer Beziehung einnehme, 

unter meinen Mitbürgern ſo offenkundig geworden, daß ich mich zu 

einer Erwähnung deſſelben nicht veranlaßt fand. Meine Mithirger 
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wiſſen, daß ich unſeren Polniſchen Mithrüdern aufrichtig bie Wieder- 
herſtellung ihres Vaterlandes , fo weit die Polniſche Zunge herrſchend 

iſt, wünſche, daß id) aber auch mit derſelben Entſchiedenheit jede Bez 
einträchtigung unſerer Deutſchen Volksthümlichkeit, da wo ſie ſelbſt 
auf urſprünglich Slavifhem Boden überwiegend geworden und feſtge- 
wurzelt iſt, guriidweife. Denn nicht die Erdſcholle, fondern die Völ- 
ker bilden die Grenzen, ſonſt müßte Deutſchland bis zur Elbe und 

Saale zu Polen geſchlagen werden. 

Neumann. 

Meine Herren! 

Wenn ich im Begriff ſtehe, meine politiſche Ueberzeugung 
vor Ihnen darzulegen, fühle ich mich freudig angeregt und ge- 
hoben durch das Wohlwollen und die vielen Beweiſe von Zu- 
neigung, welche mir von“früherer Zeit her, namentlich aber in 

den legten Tagen aus Ihrer Mitte zu Theil geworden ſind, 
beſonders aber geſtärkt durch das Bewußtſein, daß keiner von 
Ihnen an der Wahrhaftigkeit meiner Worte, keiner daran zwei- 
feln wird, daß dieſe, ſo unzulänglich ſie ſein mögen, der treue 
AusdruF meiner wahrhaften innerſten Geſinnung ſind. Darum 
bedarf es meinerſeits keiner Betheuerungen, keines Redeſchmuckes. 

Meine Herren, ich halte dafür, daß die Ablegung eines 

politiſchen Glaubens - Bekenntniſſes für fich allein von geringer 

Bedeutung iſt. Es kann Ihren ungetheilten Beifall erhalten, 

es kann aufrichtig abgelegt, es kann von einem Manne kund 

gegeben ſein, der Ihre Achtung genießt, — und einen Anderen 

werden Sie nicht auffordern von dieſer Stelle zu ſprechen — 

und Sie haben dennoch keine Gewähr für die Zuverläßigkeit und 

Feſtigkeit ſeiner Ueberzeugung, keine Gewähr dafür, daß er dieſe 

mit Beharrlichkeit in Ihrem Intereſſe und in dem des Vater- 

Landes vertreten werde. Wir haben in der neueſten Zeit bei 

vielen unſerer Mitbürger merkwürdige Umſtimmungen ihrer poz 

litiſchen Anſichten erleht. Diejenigen, welche aus Schwäche 
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oder ihres Vortheils wegen jeder herrſchenden Richtung huldi- 

gen, und von ihr das Looſungswort nehmen, find nicht des 

Erwähnens werth. Andere, welche his zu den Märztagen dem 

früheren Regierungsſyſtem anhingen, haben aus aufrichtiger 

Ueberzeugung ihre Anſicht plößlich gewechſelt, ſei es nun, daß 

fie erkannten, jenes Syſtem ſei, obwohl nach ihrer Meinung 

das beſſere, in Ermangelung jeder Stüße im Volksbewußtſein 

unausführbar geworden, oder daß ihnen die innere Trüglichfeit 

deſſelben und die Berechtigung des neuen Princips der Selbſt- 

beſtimmung des Volkes klar geworden war. Dieſe Männer 

können Ihnen achthar erſcheinen, nicht aber als geeignet zu 

Ihrer Vertretung; Sie ſind nicht ſicher, daß fünftige Ereigniſſe 

nicht einen neuen entgegengeſebten Umſchwung in der Ueber- 

zengung derſelben bewirken. Ueber die Feſtigkeit der Grund»-- 

ike Ihres Abgeordneten können Sie Sich nur dann beruhigt 

fühlen, wenn dieſer ſie in wechſelnden Lagen und durch längere 

Zeit bewahrt und bethätigt hat. Sie müſſen daher, wie häufig 

geſagt wird, die politiſchen Antecedentien Ihres Abgeordneten 

kennen. 

Zu ſolchen ſcheint es nun, was meine Perſon betrifft, von 

vorn herein an Stoff zu fehlen. Meine Laufbahn fällt mit 

der eines Beamten zuſammen, welcher ſchon ſeit ſeiner Univer- 

ſitätszeit fich zu dieſem Stande vorbereitete, demnächſt ſofort 

in denſelben eintrat und nicht ohne eine gewiſſe Gemächlichkeit 

zu ſeiner gegenwärtigen, felneśwegeg hervorragenden Stellung 

gekommen iſt. I< kann daher nicht von äußeren politiſchen 

Thaten, ih kann nur davon reden, wie ich innerlich mein Ver- 

hältniß als Beamter und als Staatsbürger aufgefaßt habe. 

Sh betrat die richterliche Laufbahn mit der Abſicht, nach meinem 

zweiten, ſpäteſtens nach meinem Eg Eramen zur Verwaltung 

überzugehen, alſo in eine I< bin nicht 

mit Neigung praktiſcher 
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Studien in früherer. Zeit mit Intereſſe getrieben habe. Meine 
Neigung ſowohl wie die unbefangene Prüfung meiner Perſön- 
lichfeit hat mich immer zu der Ueberzengung geführt, daß ich 
zu einer verwaltenden Stellung beſſer tauge. Dex Uebergang 
zur. Adminiſtration würde mir namentlich zu Lebzeiten meines 
Vaters, der eine höhere Stellung. in derſelben bekleidete, nicht 
fówer geworden ſein. Es geſchahen auch mehrere Male ein- 
leitende Schritte, im. Moment jedoch, wo es darauf ankam, 
meinerſeits die Leste Hand anzulegen, ſtand ich ſtets davon 
zurüf. Warum nun dies? Meine Herren, weil mir ſtets: in 
jolchem Augenblicke der tiefe Zwieſpalt zum lebendigen Bewußt- 
ſein kam, der zwiſchen meiner politiſchen Ueberzeugung und 
dem zeitherigen Regierungs - Syſtem beſtand, welchem ich doch 
dienen ſollte. Sch mußte daher entweder in Conflifte mit den 
Aufgaben meines Amtes und mit meinen Vorgeſeßten treten, 
die mein Verbleiben im Amte unmöglich machten, oder meiner 
Ueberzeugung Schweigen gebieten ; Lekteres wollte ich nicht. 

_ Im Juſtizdienſt ſhübte mich die im Weſentlichen noch unange- 
fochtene Unabhängigkeit des Richterſtandes und der mehr fern. ge- 
haltene Einfluß jenes Regierungs-S yſtems. Das Princip dieſes 
Syſtems aber, inſofern es ſich in der Adminiſtration geltend machte, 
iſt das der Bevormundung eines der Selbſtbeſtimmung für unfä- 
hig gehaltenen unmündigen Volkes durch Beamte, welche nicht 
als Diener des Gemeinweſens ſondern als deſſen Herren da- 
ſtehen. Die Stellung derſelben war dadurch geboten, daß an 
der Spike des Staates ein. unumfchrantter Monarch, ausge- 
ſtattet mit der ganzen Fülle der öffentlichen Gewalt, ſtand, 
Genn die früheren Provinzialſtände waren nur Schattenbilder 
einer Repräſentation) deſſen Machtvollkommenheit und Autori- 
tät in allmälig abſtufendem Grade auf die Geſammtheit der 
Beamten ſich ergoß, Für dieſe war daher die herrſchende Stel- 
Tung gegeben, der ſie ſich nicht entziehen konnten, wenn. ſie 
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auch wollten. Als Organ, nicht des Gemeinweſens, fonbderit 

des Königlichen Willens, mußte der Lehtere der Angelpunkt 

ſein, um welchen ſich ihre Thätigkeit drehte, und nur inſoweit 

es im Intereſſe oder in dem Willen des Königthums lag, das 

Wohl und Gedeihen des Volkes zu befördern, wurde dieſes der 

Gegenſtand. der verwaltenden Amtsthätigkeit. Daß einzelne Be- 

amte ihren Standpunkt gemeinnüßiger auffaßten, ändert in der 

Grundlage der Sache nichts. Nun iſt zwar nicht zu verkennen, 

daß bei dem jegigen Bildungszuſtand des Volkes die Regierung 

im Allgemeinen ſich als Aufgabe geſtellt hatte: die Tüchtigkeit 

und. Unbeſcholtenheit des Beamtenſtandes, die Förderung des 

materiellen Wohles und die Förderung der Intelligenz des 

Volkes; auch ſind ihre Bemühungen in manchen Nichtüngen" 

von Erfolg geweſen. Es wurde inir jedoch ſehr flar, daß im 

Weſentlichen. die Regierung außer Stande war, ihre Aufgabe 

zu löſen, und zwar deshalb, weil das Princip der Beyormun-" 

dung, auf welches fie fußte, ein unberechtigtes war. Sch ſah, 

daß ein nicht geringer Theil deſſen, was die Regierung zum 

Gegenſtand ihrer Vorſorge machen zu müſſen glaubte, den be- 

treffenden Kreiſen des Volkes ganz und gar überwieſen werden 

mußte, denen ein viel gewiegtereś Urtheil als der Regierung 

zuſtand, und daß der übrige Theil der Negierungs Thätigkeit 

wenigſtens. nicht ohne Zuziehung des Volkes ſachgemäß zu er- 

ledigen war. Denn die Zeit, wo die Beamten wähnen konn- 

ten, in der Intelligenz den Volkskreiſen überlegen zu ſein, war 

vorüber. Durchdrungen von dieſer Ueberzeugung lag es flar- 

vor meinen Blicken, wie dieſe falſche Stellung der Negierung 

zum Volk nach allen Nichtungen verderblich einwirken mußte. 

In der Sonderung des materiellen Wohls konnten die entſchie- 

denſten Mißgriffe wegen Mangels an thatſächlichen Grundlagen, | 

welche, im Bewußtſein des Volkes zwar vorhanden, in der 

Regierungs-Sphäre aber keine Organe hatten, nicht aushleibens 
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Eben fo wenig founte die Förderung der Intelligenz als Selbſt- 
zweck aufgefaßt werden, vielmehr mußte dieſe den Regierungs- 
Sweden untergeordnet und daher in ihren natürlichen Richtun- 
gen gehemmt werden. Die Aufrechthaltung der Cenſur, die 
Ueberwachung der Univerſitäten war geboten, denn das freie 
Wort mußte die unberechtigte Stellung der Regierung ſofort 
zum allgemeinen Bewußtſein bringen. Aber auch die ſittliche 
Stellung der Büreaufratie ſah ich entſchieden gefährdet. Denn 
wirkliche Sittlichkeit iſt untrennbar von Wahrheit und Offen- 
heit. Das widernatürliche Bevormundungs - Syſtem nöthigte 
aber zu künſtlichen Aushülfsmitteln, um die unvermeidlichen 
Blößen der Verwaltung zu überde>en, um den Schein der ſorg- 

faltigften Wahrung des Gemeinwohls da zu ſichern, wo man 

ſich der Unzulänglichkeit des Geleiſteten doch bewußt war. Un- 

ter dem Namen der adminiſtrativen Umſicht wurden Thatſachen 

ignorirt, deren offenkundige Darlegung die Regierung mögli- 

<herweiſe blosſtellen konnte, was ſchlechterdings vermieden wer- 

den mußte. So wurde ein auf den bloßen Schein gerichtetes 

Verhalten aufgenöthigt, das nothwendig demoraliſiren mußte. 

Man ſtelle mir nicht die perſönliche Achtbarkeit und Unbeſchol- 

tenheit der Preußiſchen Beamten entgegen, dieſe konnte mit der 

gerügten Unſittlichkeit des ganzen Negierungs = Prinzips ſehr 

wohl beſtehen. Denn ein Theil der Beamten wurde fich des 

Zwieſpaltes zwiſchen Regierung und Volk gar nicht bewußt, ein 

anderer Theil ſah wohl die Unzulänglichkeit mancher Maßnah- 

men, welche beſſer in die Hände des Volkes gelegt wären, er 

hielt dieſes aber für ein unter Schloß und Riegel zu haltendes 

Ungethüm, das nur durch kräftige Herrſchergewalt niederzu- 

halten ſei, noch Andere endlich fühlten ſich in Zwieſpalt mit 

dem Staatsweſen, ordneten ſich aber dem herrſchenden Willen 

unter, den zu beſeitigen nicht in ihrer Macht ſtand. Alle dieſe 

Veamten konnten mit aufopfernder Pflichttreue ihrem Berufe
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nachieben, hierdurch wurde aber die unberechtigte Stellung bes 

PBeamtenthums ſelbſt nicht gehoben. 

Mir nun, dem dieſes Verhältniß Har yor Augen ſtand, 

fehlte der Muth in einen Geſchäftskreis einzutreten, in welchem 

meine Ueberzeugung keine freie Stätte fand; ich verzichtete auf 

denſelben troß der unverkennbaren äußeren Vortheile. 

Mit meiner Anſicht von der Stellung der Adminiſtration 

war aber in engſter Verbindung auch die über die Verfaſſungs- 

frage. Gegen das Princip der Bevormundung war es ſeit 

einer langen Reihe von Jahren meine tief eingewurzelte Ueber- 

zeugung, das dem Volke das Steuer-Bewilligungsrecht in ſei- 

nem ganzen Umfange und eine entſcheidende Stimme in der 

Gefebgebung zufomine, daß die Theilnahme an der Vertretung 

in den weiteſten Kreiſen ſtattfinden müſſe, daß auch unſere 

Preſſe durh Aufhebung der Cenſur, daß auch unſer Gerichts- 

weſen durch Mündlichkeit und Geſchwornengerichte einer volks- 

thümlichen Umgeſtaltung bedürfe. 

Ich habe dieſe Grundſäße ſtets mit Offenheit verfochten, 

auch an Stellen, wo es mißbillig gefunden wurde. Hatte ich 

nicht Gelegenheit, dies öffentlich in größeren Kreiſen darzule- 

gen, ſo lag der Grund in den erſt neuerdings überwundenen 

Zuſtänden, welche öffentliche Verſammlungen zu politiſchen 

Zwecken überhaupt nicht zuließen. Diejenigen aber, welche mir 

näher ſtanden, können Zeugniß geben. 

Indem ich ſolchergeſtalt meine Antecedentien erörtert, habe 

ib auch die Grundlage meines gegenwärtigen politiſchen Glau- 

bens-Bekenntniſſes bereit8 gegeben. Denn meine Ueberzeugung 

Datirt nicht erſt ſeit den Märztagen dieſes Jahres. Die Pro- 

flamation unſeres Königs vom 18. März über die Ertheilung 

einer konſtitutionellen Verfaſſung mit breiten Grundlagen, und 

die ergänzenden Vorlagen an den Vereinigten Landtag waren 

nur die Erfüllung deſſen, was von mir ſeit Langem erſehnt 
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würde. Jed habe ben Tag des 18. März mit Freuden als bert 
Morgen einer anbrechenden ſchöneren Zukunft begrüßt und ich 
nefnie die Folgen deſſelben in ihrem ganzen Umfänge mit ihren 
Wirren und ſchweren Vebergangskämpfen als den gebotenen 
Ausgangspunfkt unſerer künftigen Gntwidehug an. Muß ich 
auch der Wahrheit gemäß ſagen, daß der Umfang der jekt er- 

zuügenen Freiheiten das Maaß" deſſen überſchreitet, was mir 

als nächſtes Ziel der im verfaſſungsmäßigen Wege alſo durch 
den Vereinigten Landtag zu erſtrebenden Rechte früher vor- 
ſchwebte, daß ich alſo eine Preßfreiheit, wenn ſie auch mit 
Kautionen beſchwert war, und ein Aſſociations -Necht unter 
beſtimmten Bürgſchaften ſchon als einen großen Gewinn er- 

achtet haben würde, ſo war dies in der damaligen Lage be- 
gründet. Denn Niemand konnte die ungeheueren Ereigniſſe 
früher in Anſchlag bringen, die jeht die Frucht fo zeitig ge- 
reift haben. Gleichwohl können wir nicht ein Titelchen deſſen 

aufgeben, was uns jeht in ſo weitem Rahmen geboten iſt. 
Denn es iſt uns nichts gewährt, was nicht in der confequenten 

Entwickelung: des Princips der Selbſt - Beſtimmung der Völker 
läge. Haben Viele unter uns zur Zeit nod nicht Alles in 
ihr Bewußtſein aufgenommen und verarbeitet, was uns nicht 
in allmäligen Entwicelungsſtufen, ſondern mit Einem Mal 

und urplóglih zu Theil geworden, ſo iſt es eben Unſere Auf- 

gabe durch energiſche Betheiligung das Dargebotene zu unſe- 

rem wirklichen Eigenthum zu machen. Der ſicheren Handha- 

bung unſerer Rechte mußte deren Gewährung vorausgehen, fo 

wie man nicht ſchwimmen lernen kann, bevor man ins Waſ- 

fer geht, um mich dieſes etwas abgenußten aber richtigen Gleich- 

niſſes zu bedienen. 

Halten wir daher feſt an den errungenen Volksfreiheiten, 
fo iſt es anderſeits uns geboten, über dieſes Ziel nicht hinaus- 

zugehen, weil es ehen nod unſere Aufgabe iſt, das in weitem 
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Rahmen Dargebotene mit That und Bewußtſein auszufüllen, 

weil aber ferner nach meiner Ueberzeugung die Grenzmarken 

der Freiheit weit genug gejtedt ſind, um innerhalb derſelben 

die volle Entwielung unſerer Volfsthümlichkeit zu vollenden. 

Soll ib mich nun über die Grundzüge der Verfaſſung 

ausſprechen , welche auf dem Fundament der Königlichen Ver- 

heißungen aufzubauen iſt, ſo beſchränke ich mich auf zwei Haupt- 

punkte: 

Erſtens muß als Grundpfeiler der Verfaſſung der Thron 

des Königs unerſchütterlich gegen die anſtürmenden Wogen des 

Volkswillens ſtehen. In den Clubbs zu Berlin habe ich von 

Candidaten der Volks-Vertretung häufig die Erklärung gehört, 

“bag ſie in der Theorie zwar der Republit als der abſolut be- 
ſten Staatsform zugethan ſeien, daß ſie aber mit Nückſicht auf 

die gegebenen Verhältniſſe dem konſtitutionellen Königthum den 

Vorzug ertheilen müßten. I< kann dieſer Erxflärung keinen 

rechten Sinn beilegen. Durch die Form verlautbart ſich Der 

Geiſt, der dem Gegenſtand innewohnt. Die Form wird durch 

dieſen Geiſt bedingt. Eine abſolute Form kann nur für den 

abſoluten Geiſt exiſtiren. So lange aber Völker in einer gez 

ſonderten Eigenthümlichkeit neben anderen Völkern beſtehen, 

kann bei feinem dieſer Völker von einer abſoluten Form, ſon- 

dern nur von derjenigen Form die Rede ſein, welche durch den 

dem Volke innewohnenden Geiſt bedingt wird, durch welche 

alſo dieſer Geiſt nah außen fih Geltung verſchafft. Iſt alſo 

die monarchiſche Staatsform die dem gegenwärtigen Geiſt des 

deutſchen Volkes angemeſſene, ſo iſt dieſe für uns die beſte, 

und es kann von einer anderweitigen abſolut beſten Form 

nicht die Rede ſein. Möglich iſt es, daß dieſe monarchiſche 

Gorm ſpäter der republikaniſchen Blak macht; dann iſt aber 

die lehtere deshalb nicht die abſolut beſte, ſondern falls fie 

Überhaupt der wahre AbdruF des Volksgeiſtes iſt, eine heſon- 
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bere Form wie jene, bie vielleicht ſpäter ihrerſeits der moe 
narchiſchen wieder Plas macht. Meine entſchiedene Anhäng- 

lichkeit an die erblich monarchiſche Regierungsform ſtüßt fich 
aber zuvörderſt auf einen mehr äußerlichen Grund, daß nämlich 
dieſe Anhänglichkeit von der Mehrzahl unſerer Mitbürger in 
einer Weiſe getheilt wird, daß Ströme Blutes den Boden din- 

gen müßten, auf welchem der Baum der Nepublik mit ſeinen 
ſehr zweifelhaften Früchten, gepflanzt werden ſollte. Ferner 

aber, und dies iſt mein Hauptgrund, erfordert nach meiner 
innigen Ueberzeugung der Entwickelung8gang unſeres Volkes 

und der Zuſtand ünſerer Civiliſation eine ſichtbare Verkörpe- 

rung der Einheit des Volksgeiſtes in der Perſon unſeres Ksö- 

nigs. Unantaſtbar und ausgerüſtet mit einem beſtimmten Maaße 

der oberſten Gewalt ſtellt er die Unwandelbarkeit der Voltsein- 
Heit dar, wie dieſe über allen wechſelnden Bewegungen und Kämpfe 

der einzelnen in dem Volke begriffenen Lebens-Thätigkeiten feſt 

beharrt. Dieſe Stetigkeit iſt uns in der heutigen Zeit, wo 

durch einen plößlichen Umſturz alle Intereſſen und Leidenſchaf- 

ten aufgeregt worden, und die alten Fundamente morſch ge- 

worden ſind, doppelt yon Nöthen. Wir müſſen an dem Kö- 

nigthum nicht als an einem vorerſt noch zu überwindenden 

Uebergang zur Republik, ſondern als dem Schlußſtein unſerer 

Volksthümlichfeit feſthalten. 

“Der zweite Punkt betrifft die Organiſirung der Volks-Ge- 

walten. I< erkläre mich entſchieden für das Zweikammer-Sy- 

ſtem. Die Verſaminlung, welche in Berlin zur Berathung un- 

ſerer künftigen Verfaſſung zuſammentreten wird, beruht ledig- 

fich auf der Vertretung der einzelnen Individuen als ſolchen. 

Der reiche Fabrifherr wie der ärmſte ſeiner Tagearbeiter, der 

fürſtliche Grundbefiger wie der Hoffnecht, jeder hat daſſelbe 

Stimmrecht. Der Menſc< als ſolcher üht dieſes Recht ohne 

Rüfſicht auf ſeine ſonſtige Stellung im Staatsleben.  Inſo- 
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fern bei jeder Frage des Staatslebens auch Die rein menſch- 

liche Seite derſelben zur Erwägung und Geltung kommen muß, 

hat dieſe Art der Vertretung ihre Berechtigung. In dem 

Staatsganzen find aber nicht blos die einzelnen Individuen als 

ſolche, es iſt auch ihre Stellung zum Ganzen, der Standpunkt 

ihrer Ausbildung, es find die Korporationen und Beſchäfti- 

gungen von Bedeutung. Auch dieſe Seite des Volkslebens 

muß repräſentirt werden, ſoll anders die Vertretung eine voll- 

ſtändige ſein. Beide Vertretungen zu vereinigen, würde den 

Charakter einer jeden derſelben verwiſchen und keine zur Gel- 

tung gelangen laſſen. Deshalb iſt die Erſtere die atomiſtiſche,. 

individuelle und deshalb beweglichere in einer Volkfskammer, die 

Letztere mehr auf Befig und die Organe der Intelligenz begründete 

in einem Senat zu vereinigen. Damit aber die Eine wie die Andere 

der wahre Ausdruck des Volksgeiſtes ſei, muß der Senat fo gut wie 

die Volfskammer auf dem Wahl-Princip beruhen. Nichts wäre 

gefährlicher als eine Zuſammenſekßung des Senates, welche ihm 

nur. den Schein der Macht, nicht deren Weſenheit verliehe. 

Weder. die Erhlichfeit bevorzugter Familien noch die lebensling- 

liche Ernennung durch das Staats-Oberhaupt können dem Se- 

nat dasjenige Anſehen verleihen, deſſen er zur Erfüllung ſeines 

Berufes namentlich in dem Fall bedarf, wenn. er überſtürzenden 

Anträgen der Volfsfammer mit Erfolg entgegentreten ſoll, fie 

können ihn nicht befähigen, die Krone gegeit unbefugte Ein- 
griffe zu ſchüßen. Vielmehr müſſen diejenigen Volfsklaſſen, 

deren Intereſſen durch den Senat vertreten werden ſollen, auch 

deſſen Mitglieder wählen. Dieſe Klaſſen würden vie größeren 
ländlichen Grundbefiger, ſie mögen nun Fürſtenrang oder blos 

bürgerlihen Rang haben, die bäuerlichen Grundbefiger, die 
Städte durch ihre Bürgerſchaft, ſie ſei angeſeſſen oder nicht, 
die gelehrten Korporationen, namentlich die Univerſitäten, die 

Geiſtlichkeit, die Militär und Civil-Beamten ſein. Hierzu wür- 
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den nur noch bie Prinzen des Königlichen Hauſes und die 
Häupter der fürſtlichen früher reichsunmittelbaren Familien ein 
eigenthümliches Element hinzubringen können. Ein ſolcher Kör- 
per würde nicht me zum Schein, Piny in Wahrheit eine 
Macht repräſentiren. 

Das Zwei-Kammer-Syſtem halte ich aber auch ferner file. 
untrennbar mit der monarchiſchen Staatsform.. Iſt die ge- 

-ſammte Vertretung in Einer Kammex vereinigt, ſo tritt ſie ſo 

überwältigend der Macht der Krone gegenüber, daß dieſe zu 

einem Schatten herabſinkt. Soll die fürſtliche Gewalt aber 

nur ein Scheinleben führen, ſo iſt es beſſer, ſie exiſtirt gar 

nicht. Die Vertretung aber in zwei Körper gekheilt giebt der 

Krone die Macht, dem ungeſtümen Andrängen der Volkskammer 

mit dem Schilde des Senats zu widerſtehen, im Fall der Seuat 

aber ſeine Intereſſen zur einſeitigen Geltung mit dem Schaden 

des Ganzen bringen wollte, durch Vereinigung der Krone mit 

der Volkskammer jenen zum Nachgeben zu zwingen. 

Es ſteht dahin, ob der Drang. der Umſtände die Regierung 

nöthigen wird, der conſtituirenden Verſammlung zu Berlin noch 

andere Geſeh-Vorlagen zu machen, ich enthalte mich daher einer 

umſtändlicheren Erörterung, und hebe nur in volkswirthſchaftli- 

her Beziehung hervor, daß meines Erachtens die Einführung 

einer Vermögensſteuer an die Stelle von indirecten Steuern, 

welche die erſten Rebensbebiiefnijje vertheuern, unerläßlich iſt. 

Der wohlhabende Bürger iſt es dem darbenden ſchuldig, dieſe 

Bedürfniſſe zum mindeſten Koſtenpreiſe anſchaffen zu dürfen. 

Nur wenn auf dieſe Weiſe Gerechtigkeit geübt wird, kann un- 

begründeten Anſprüchen der beſikloſen Klaſſen mit Erfolg ent- 

gegengetreten werden. 

Ferner erkläre ich mich in Beziehung auf die Handels-Ver- 

hältniſſe als Anhänger eines gemäßigten Schuß- Syſtems für 

unſere Induſtrie. Durch den bloßen Namen eines freien Hane 
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dels laſſe ih mich nicht irre führen, wenn er in der That ſtatt 

Freiheit nur die Bevormundung eines in der Induſtrie und 

zwar in Folge des Schußſyſtems ſelbſt uns vorangeſchrittenen 

Volkes bringt. Hat das lebtere Syſtem uns zur Concurrenz 

mit den übrigen Nationen gefräftigt, dann möge es fallen, 

aber nicht früher. Sch lebe der Ueberzeugung, daß der Tarif 

des Zollvereins dieſen Swe zum großen Theil zeither ver- 

eitelt hat. ; 

Eben ſo wenig laſſe ih mich durch den Namen der Ge- 

werbe-Freiheit, über deren traurige Folgen und Gebrechen täu- 

ſchen. Nicht Gewerbe-Freiheit, ſondern Gewerbe - Zucht- und 

Zügelloſigkeit iſt es, die bei uns herrſ<ht. An die Stelle der 

alten mit Mecht dem Tode verfallenen Zünfte müſſen feſtgere- 

gelte Genoſſenſchaften treten, zur gegenſeitigen Aufſiht und 

Kräftigung, von welchen kein Gewerks - Genoſſe ſich ausſc<lie- 

ßen darf. 

Habe ich Ihnen nunmehr, meine Herren, die Grundlagen 

meiner politiſchen Ueberzeugung dargelegt, ſo dürfte es hier 

nod am Ort ſein, meine Auffaſſung des Thatſächlihen unſe- 

ver jehigen Zuſtände, namentlich des Berliner Barrikaden- 

Kampfes kund zu thun. Denn die Stellung Ihres künftigen 

Deputirten zu dieſen Thatſachen kann nicht ohne Einfluß auf 

fein Verhalten bleiben. Haben wir eine Revolution gehabt 

oder nicht? Meine Antwort iſt ein entſchiedenes: Nein! Am 

I8ten März proflamirte unſer König die Grundlagen unſerer 

künftigen Verfaſſung, bevor eine Barrikade in Berlin exiſtixte. 

Die ſpäter dem vereinigten Landtage vorgelegten näheren Be- 

ſtimmungen dieſer Grundlagen waren durch dieſe Lekteren be- 

dingt, und ihrerſeits auch nicht Folgen des Barrikadenkampfes. 

Das Verſprechen der conſtitutionellen Verfaſſung geſchah daher 

nicht in Folge eines gegen den Inhaber der höchſten Gewalt 

ausgeübten Zwanges, ex ift in feinem Augenblick ſeiner Macht 
| 2 
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durch eine entgegenſtehende äußere Gewalt entfegt worden und 

"ſomit hat auch keine Revolution. ſtattgefunden. Dieſe Thatſache 

iſt von entſcheidendem Einfluß auf die Stellung der künftigen 

conſtituirenden Verſammlung. Sie iſt ihrerſeits ſelbſt nicht re- 

volutionairen Urſprunges ; ſie iſt aus der freien Berathung des 

Königs mit dem vereinigten Landtag hervorgegangen, ſie wur- 

zelt daher auf gefeblichem Boden, und falls ſie dieſen behaup- 

ten will, iſt ſie nicht befugt, die Grundlage unſeres öffentlichen 

Rechtszuſtandes ſelbſt in Frage zu ziehen, ſie iſt namentlich nicht 

befugt, darüber zu berathen, ob unfere künftige Staatsform, 

die conſtitutionelle Monarchie oder die Republik fein ſolle. Un- 

ternähme ſie dies dennoch, fo würde ſie ihrerſeits erſt die Revo- 

Tution beginnen. Wenn daher in Beziehung auf unſere Verfaſ- 

ſung von der Errungenſchaft des Barrikadenfampfes geſprochen 

wird, ſo erkläre ich offen, daß dies eine Unwahrheit, eine Täu- 

ſchung iſt. Es muß ferner zugegeben werden, daß der Barrika- 

denfampf ein von verhältnißmäßig wenigen Perſonen planmäßig 

vorbereiteter war, und zwar in der Vorausſekung vorbereitet, 

daß unſer König gutwillig die erſehnte Verfaſſung nicht ertheilen 

werde. Obwohl dieſe Vorausſehung ſich falſch erwies, brach der 

Kampf dennoch in Folge eines Mißverſtändniſſes aus, er hatte 

ſomit keinen Gegenſtand. Folgt hieraus aber, daß dieſer Kampf 

überhaupt ohne alle Bedeutung war? Keinesweges! Er war 

von großer tief einſchneidender Bedeutung. Er zertrümmerte 

nicht die Grundpfeiler der Staatsgewalt ſelbſt, er zertrümmerte 

aber die Werkzeuge derſelben, inſofern dieſe gegen den Geſammt- 

willen des Volkes gebraucht werden ſollten. Dies erweiſt ſich 
am Schlagendſten dadurch, daß nicht etwa die gegen die Barrie 

faden aufgebotenen Truppen unterlagen, dann könnte man dies 

für einen einzelnen verunglückten Verſuch erklären, nein, daß ſie 

Sieger waren, daß bei fortgejegten Kampf mit Hülfe der im 
Rien der Barrikaden in die Thore herbeieilenden Truppen die
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Möglichkeit vorlag, der ganzen Stadt Herr zu wer
den. Und den- 

no< wurde vom Kampf abgeſtanden, es wurden die Truppen 

herausgezogen, weil man erkannte, daß der vollſtändige Sieg 

einer vollſtändigen Niederlage gleich fam, daß ein Regierungs- 

Syſtem, welches nur äußere Gewalt, nicht das Herz
 des Vol- 

kes zur Stüße hatte, jegt zur Unmöglichkeit geworden. Das 

Militair, künftig auf die Verfaſſung vereidet, wi
rd fortan zur 

Aufrechthaltung der Ruhe gegen frevelhafte Serftirungswuth, 

nach wie vor wirken, es wird aber nicht gemißbraucht werden, 

wo die Regierung mit den Organen des Volkswillens ſ
elbſt im 

Streite liegt. Der Regierung ſteht nicht mehr als legteś Zu- 

fluchtsmittel gegen die Beſeitigung von Volkswünſchen die äu- 

ßere mechaniſche Gewalt zu Gebote, nein, nur die Mittel der 

Veberzeugung und Verſtändigung. . 

Nicht minder wichtig iſt das Zeugniß des Barrifaden- 

kampfes von dem tiefgewurzelten Mißtrauen in dem Herzen 

der Bürger gegen die Staatsgewalt. Es iſt erſchütternd, daß 

die ganze Bevölkerung einer großen Stadt aus allen Kreiſen, 

in dem Moment an Verrath glauben konnte, wo der König 

von dem Balkon des Scloſſes den Jubel des Volkes über 

die erſehnten Bewilligungen entgegennahm. 

Mögen die Barrikaden ſelbſt von fremden Emiſſären, die 

„deſſen kundiger waren, größtentheils errichtet worden ſein oder 

nicht; dies iſt gleichgültig, denn Thatſache iſt es, daß di
e Berliner 

Bürger, und zwar ordnungsliebende gejegte Familien-Vä
ter ſie 

mit ihren Letbern vertheidigten, daß die beſonnenſten Männer 

bei dem Rufe: Verrath! Verrath! auch an Verrath glaubten. 

Was auch die Motive Einzelner geweſen ſein mögen, die große 

Mehrzahl nahm nicht in ſchlechter Leidenſchaft ſondern in der 

Ueberzeugung an dem Kampfe Theil, es gelte die Rettung der 

edelſten Güter, die Abwehr brutaler Unterdrückung. Hier wurde 

ver Riß bloß gelegt, der zwiſchen Regierung und Volk als klaf- 
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fende Wunde beſtand. Auch dem blödeſten Anhänger des ge- 
fallenen Syſtems mußte dies klar werden. Dieſes Syſtem ſelbſt 
kann nicht von der Perſon unſeres Königs getrennt werden, 
denn derſelbe iſt in Wort und That zu offen und männlich als 
deſſen Vertreter hervorgetreten, um einen Zweifel zu laſſen, daß 
es der Ausdruc ſeines eigenen Willens war. Nach parlamen- 
tariſchem Gebrauh muß die Perſon des Königs freilich uner- 
wähnt bleiben, unſere gegenwärtige Beſprechung geſchieht aber 
im Kreiſe einer bloßen Privat-Verſammlung, weshalb ich feinen 
Anſtänd nehme, meine Geſinnung gegen unſeren königlichen 
Herrn hier offen darzulegen. 

So ſei es nun geſagt, daß unſer König den Geiſt unſerer 
Zeit auf bedauerliche Weiſe verkannt hat. Mit dem Rüſtzeug 
der Vergangenheit hoffte er die Gegenwart aufzubauen. Die 
Uebervefte früherer ſtändiſcher Gliederungen, welche die Zeit vol- 
Tends zu zerjegen im Begriff ſtand, ſollten wieder die Stüßen 
eines ritterlichen Königthums werden, während doch die Hebel 
der Volkskraft nach einer ganz anderen Seite, in den Kreiſen 
der geiſtigen Bildung überhaupt und des Bürgerthums lagen. 
Die natürlichen Aeußerungen diefer Volkskraft, namentlich das 
Verlangen einer wahrhaften Repräſentativ-Regierung wurden als 
unberechtigte in dem ſchlechten Geiſt der Zeit wuchernde Anma- 
ßungen niedergekämpft. Vor Allem wurde das Volk durch die 
Beſtrebungen des Königs in religiöſen Fragen und deren Hinüber- 
ziehen in das politiſche Gebiet in ſeinen innerſten Tiefen aufgeregt. 
In einer Zeit, wo man erkannte, daß weder die fatholijche noch 
bie proteſtantiſche Kirche die Aufgaben des Ghriftenthums zu 
löſen vermocht hatten, daß in jener die Autorität des Prieſter- 
thums, in dieſer die ſtarre Geltung der ſymboliſchen Bücher 
ſich zwiſchen das ſchlichte Wort des Evangeliums und deſſen 
Bekenner gedrängt hatten, wo beide Kirchen verſäumt hatten 
den innern Menſchen anfzubauen, ſo daß jedes Herz zu einem
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Tempel Gottes werde, in dieſer Zeit ſollten die halb vergeſſe- 

nen ſtarren Sagungen der Kirc<he zu neuer Geltung kommen, 

und ſelbſt in die weltlihen Verhältniſſe übergreifen. Wie un- 

verholen ich aber auch dieſes Mißverſtehen der Zeit beklage, 

wie oft ih auch in der Vorausſicht der traurigen Folgen mez 

nem bitteren Unmuthe Luft gemacht habe, dennych erfordert es 

die Wahrheit, zu bekennen, daß alle dieſe Beſtrebungen des 

Königs aus einem edlen Herzen ſtammten, daß er mit Auf- 

richtigkeit hoffte, dadurch das Wohl ſeines Volkes zu fördern. 

Dieſe Hoffnungen haben die neueſten Ereigniſſe grauſam zer- 

trümmert. Durch die legten Bewilligungen hat unſer König 

mit dieſer ganzen Vergangenheit gebrochen, gewiß mit bluten- 

dem, aber wie ich hoffe, nicht mit gebrochenem Herzen. I< 

lebe der Zuverſicht, daß unſer König den Shwung ſeines reichen 

Geiſtes und die Kraft ſeines Gemüthes der neuen Bahn zu- 

wenden wird, die er betreten. Unſere Aufgabe iſt es, ſein 

wundes Herz mit dem Balſam des Vertrauens zu heilen. Sollte 

mir daher die Ehre Ihrer Vertretung zu Theil und mir da- 

durch die Gelegenheit werden, dieſem Vertrauen und meiner tn: 

nigen Anhänglichkeit an die Perſon unſeres Königs Ausdruck 

zu geben, ſo werden Sie in Ihrem Herzen den Dollmetſcher 

dieſer Geſinnung finden, und ſich verſichert halten, daß es mir - 

deshalb nicht minder Ernſt iſt um die treue Wahrung unſerer 

errungenen Freiheiten. König und Volk werden fortan vereint 

das große Werf des Ausbaues unſerer Verfaſſung vollenden, 

und der Wahlſpruch der Preußen bleibt jeht wie früher: mit 

Gott für König und Vaterland! 

Neumann. 
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Herr Lands und StadtgerichtszDireftor Seeger: 

Meine Herren! 

Mit ganzer Seele ſtimme ich ein in die Grundfage, bie 

wir, bet Betrachtung deſſen, was als Geſchehenes vor uns 

liegt, an dieſer Stelle fo eben vernommen haben. In dieſer 

Beziehung glaube ich mich der einleitenden Worte überheben 

und mich ſogleich zu demjenigen wenden zu dürfen, [was uns, 

meines Erachtens, als Anforderung der Zeit entgegen tritt, 

nachdem wir die politiſchen Rechte in uns aufgenommen haben 

und als unſer Gut bewahren, welche uns durch den Entſchluß 

unſeres Königs bereits zu Theil geworden ſind. 

Jeder Verein — und auch der Staat iſt ein ſolcher, nicht 

vermöge Bertrags und Urkunde, ſondern durch das Band der 

Nationalität =- alſo jeder Verein ſchließt als Grund-Elemente 

in fich den Geſammtwillen und die Gefammtmadt; 

Beides dem entſprehend, wodurch der einzelne Menſch lebendig 

iſt, ſeinem Willen und ſeiner Kraft; Beides eng verbunden, 

das eigentliche Leben des ſtaatlichen Vereins. Aber der Ge- 

ſammtwille, — nicht die Willkür — ſoll und muß ein Gre 

żeugnig, ja er muß die Summe ſein der in der Geſammtheit 

lebenden Einſicht; und welcher Einzelne wäre es, welcher, ſeien 

ſeine Kenntniſſe, Erfahrungen, und ſei ſeine Einſicht der Dinge 

auch noh fo verzweigt und umfaſſend, mit Recht zu ſagen ver- 

möchte, er ſei es, in deſſen alleinigem Willen alle Einſicht und 

Erfahrung ihren Wusdruck finde.“ Darum iſt es für das Ge- 

meinwohl unerläßlich, daß der Geſammtwille ſeine Quelle habe 

in den im Volke ſelbſt verzweigten geiſtigen Kräften, daß alſo 

das Recht der Gefesgebung, denn das iſt der Geſammtwille, 

geübt werde burch das Volk vermöge der Organe, die es zu 

ſeiner Vertretung berufen hat. 

Die Geſammtmacht dagegen iſt das Ergebniß phyſiſcher 

und moraliſcher Kraft. Ihr genügt nicht die künſtliche Einig- 
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keit , ſondern ſie bedarf der körperlichen Einheit in ihren Ver- 

einigungs - und Ausgangs- Punkten. Denn nur was Eins iſt, 

iſt ſtark. Dieſe Einheit liegt in der Monarchie. 

Daher bekenne ich mich, meine Herren, zu der konſtitutio- 

nellen , und zwar zur erblihen, Monarchie, abgeſehen von den 

beſonderen Gründen, welche ſich bei Anſchauung der heutigen 

Weltlage und der Zuſtände unſeres Vaterlandes dafür ergeben; 

zu einer konſtitutionellen Monarchie, in welcher weder die Ge- 

ſammtmacht den Geſammtwillen gefangen nehme, noch der Ge- 

fammtwifle die Macht lähme und entfrifte. So erfüllen ſich, 

meine Herrn, die Worte unſeres Königs von dem „Bewahren 

ber ungeſchwächten Krone“; ja die Krone bleibe ungeſ<hwächt, 

fie bleibe wahrhaft ſtark, nicht blos durch die Einheit der Macht, 

ſondern durch den Einklang der Macht mit dem Willen des Volks! 

Hierzu bedarf es jeht der gefeblichen Unterlage und ferz 

nerhin des Aufrufs der gefeggebenden Thätigkeit nach verſchie- 

denen Richtungen. Zunächſt liegt alſo die Frage über die Kon- 

ſtitution vor"und ich theile im Allgemeinen die Anſichten, die 

von dem vorigen geehrten Redner hierüber geäußert worden 

find. Nur mit der Zuſammenſehung zweier Kammern kann * 

ich mich nicht einverſtanden erklären, ich bin vielmehr der Mei- 

nung, daß das Einkammer-Syſtem =- das Princip der Einfach- 

heit und Einigkeit — den Bedürfniſſen der Zeit und den ſtaat- 

lichen Verhältniſſen entſpricht. So möge mit Beſeitigung wider- 

firebender Partikular - Intereſſen ohne abſondernde Bevorzugung 

in Bezug auf Geburt, Religion und Grundbeſit, die Volks- 

vertretung ihr Feld finden, wo jeglicher Kraft in dem Streben 

für das allgemeine Wohl ein gleichmäßiger Raum geboten, jeg- 

Viches Intereſſe gleichmäßig vertreten werde. 

Aber richten wir auch unſer Augenmerk auf die ferneren 

Aufgaben der Zeit, auf die Aufgaben der Geſehgebung. Sie 

find fo umfangreich, daß ſie kaum mehr den Neberblid geſtat- 
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ten. Die bisherige ſtreng konſervative Richtung unſerer Staats. 
verwaltung hat im Verlaufe der Jahre ein ſolches Material 
von organiſchen Gejegen aufgehäuft, daß es ſelbſt dem Manne 
von Fach kaum möglich wird, ſich deſſelben: vollkommen zu be- 
mächtigen. Die Anforderung unſeres Gejeggebers, daß jeder 
Unterthan des Staats die Geſeke kennen müſſe, widrigenfalls 
er bei ihrer Uebertretung dieſen Geſeßen verfallen ſei, iſt Un- 
möglichkeit und Unwahrheit. Sie muß wahr und echt werden. . 
Neben den allgemeinen Geſeken ſtehen noch die zahlloſen pare 

tifulären Beſtimmungen. und Einrichtungen der einzelnen Pro- 

vinzen, ja ſogar der Städte und Kreiſe, der Stände, der Re- 
ligionsparteien, der Staats - Inſtitute. In dieſen Zuſtänden 
unſerer Geſeke liegt das Uebel der Zeit, das Vielregieren. Um 
jene zahlloſen Gefese auszuüben und zu hüten, bedurfte es 
zumal eines weitverzweigten Beamtenthums, der Vielſchreiberei, 
eines ausgedehnten und doch ſo unfruchtbaren Geſchäftsweſens 

der Behörden. Alſo Einfachheit und Gleichförmigkeit der Ge- 

ſebgebung im Allgemeinen und nach ihren verſchiedenen Zwei- 

gen und hierdurch Herſtellung eines einfachen und überſichtli- 
then Staats - Mechanismus, die freie Bewegung der Stände, 
Religions - Parteien und jeglicher Klaſſen vor einem gleichmä- 
ßigen Gefege, das ſind die Aufgaben, zu welchen die Zeit beruft. 

Aus dieſem Geſichtspunkte verfolge ich noch einzelne Nich- 

tungen der Gejeggebung und faſſe das Steuer - Syſtem auf. 
Auch hier finden wir viele ſich kreuzende Nichtungen, auch hier 
muß meines Erachtens Einfachheit und Gleichmäßigkeit ihr Recht 

finden. Nicht die Thätigkeit, die Quelle des Wohlſtandes oder 

Erwerbes, werde beſteuert, ſondern der Wohlſtand, der geſicherte 
Erwerb ſelbſt, möge er unn ſich gründen im Grundbeſike oder 

im Kapital-Vermögen, in Amt, Induſtrie oder Kunſtfertigkeit. 

Nur derjenige, der da hat, kann ſteuern, nicht derjenige, der 

erſt haben ſoll. Ferner dir Rechtspflege. In ihr iſt Abkürzung 
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und Vereinfachung dag dringendfte Bedürfniß: Mit Recht wird 

über die durch Anhäufung der Gejege und Formen heroorge- 

xufene Unſicherheit ded Rechts, über die Schwerfilligteit des 

Rechisganges geklagt, nicht die klare Einſicht darf den Richter 

leiten, er muß den ihm fremden Willen des Gejeggeberś aus 

den Maſſen: des Geſehmaterials zu gewinnen ſuchen, er kann 

vor Gelehrfamkeit nicht dazu kommen, klug zu ſein, in einer, 

das Publikum und ihn felbft befriedigenden Weiſe zu urtheilen. 

Oeffentlichkeit und Mündlichkeit mit einfachen Geſehen und For- 

men ſind die Träger eines wahrhaft lebendigen und zugängli- 

dex Rechts, Unabhängigkeit des Nichterſtandes, mit völliger 

Gleichheit der Stände bei der Verfolgung des Rechts, ſind die 

Mittel zur Sicherung eines geordneten Rechtszuſtandes. Auch 

das öffentliche Schulweſen iſt meines Erachtens hinter den A= 

forderungen der Zeit zurück geblieben. E3 verfehlt die Mittel 

und damit auch den Swe der Bildung und kaun nur aujfon= 

men, indem e3 die praktiſche Nichtung einſchlägt und verfolgt. 

Die Staatsmacht ſoll, wie ich vorhin zu äußern mir er 

laubte, nicht den Willen der Geſammtheit unterthan machen 

dürfen. Dies führt mich noch zur Erwähnung der Militair- 

Verfaſſung. Nach meiner Meinung muß ſie fich auf eine all- 

gemeine Volksbewaffnung gründen, die in dem ſtehenden Heere 

nur ihren Durdgangs- und Wiedervereinigungspunkt finden 

möge. Alſo eine Verſchmelzung des Landwehrſyſtems mit dem 

ſtehenden Heere, dergeſtalt, daß das ſtehende Heer dazu diene, 

in möglichſt kurzer Zeit die Ausbildung für den Waffendienſt 

zu geben und nach dieſem Maßſtabe ſowohl eine erhebliche Ver- 

kürzung der Dienſtzeit, als auch eine Verminderung der aktiven 

Truppenzahl zulaſſe. Dadurch bleibt, mit Ausſchließung des 

Kaſtengeiſtes, dem Militär die Volfsthümlichkeit gewahrt und 

zahlreiche Kräfte und Geldſummen werden dem Verkehre zurück- 

gegeben. 

3 
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Dies. find, meine Herren, in allgemeinen Umriſſen die 
Grundſäße, die ich als: die meinigen Ihrem Urtheile vorztlegen 
die Ehre habe. Sie find nicht ein Erzeugniß der jüngſten Er- 
cignijje, fie haben vielmehr ſchon längſt in mir Wurzel gefaßt 
und ich: habe kein "Bedenken gehegt, fie zu "erkennen zu geben, 
wie Mancher, dem näher zu ſtehen mir vergönnt iſt, bezeugen 
und wie vielleicht auch" meine bigherige aa Wirkſamkeit fic 
angedeutet haben mag. 4 

Die gejegliche Wahl des Abgeordneten für unſere konſti- 
tuirende National-Verſammlung in Berlin iſt am 8. Mai un- 
ter Leitung des vont Magiſtrate hierzu beſtimmten Wahl-Contz 
miffarius Herrn Geheimen Regierungsrath Naumann auf 
dem hieſigen Rathhauſe vollzogen worden. ‘ 

Anweſend waren 79 Wahlmänner. . 

Es wurde gewählt: zum Abgeordneten Herr Juſtiz - Rath 

Neumann mit 78 Stimmen, zum Erjagmann Herr Land- 

und Stadtgerichts-Direktor Seger mit 53 Stimmen. 
Die übrigen Stimmen vertheilten ſich bei dieſer Wahl auf 

die Herren Berger, DA und“ 
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